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Präzisere
Strahlentherapie
Neues Gerät am Universitätsspital

ni. V Unter dem Titel «Weltpremiere an
der Klinik für Radioonkologie» haben
Medienvertreter amMittwoch die neus-
te Errungenschaft des Universitätsspi-
tals Zürich (USZ) bestaunen können.
Dabei handelt es sich um ein Bestrah-
lungsgerät, mit dem Tumoren präziser
und in kürzeren Sitzungen als bisher be-
handelt werden können, wie Martin
Lütolf, Direktor der Klinik für Radio-
onkologie am USZ, erklärte.

Höhere Strahlendosen
Das von einer amerikanischen Firma ge-
baute Gerät «True Beam» verwendet
konventionelle Röntgenstrahlen, die
von einem eigenen Linearbeschleuniger
erzeugtwerden. ImGegensatz zu älteren
Apparaten sei dieAnlage aber technisch
so ausgerüstet, dass damit höhere Strah-
lendosen verabreicht werden könnten,
sagte Lütolf. Das verkürze die Behand-
lungsdauer. Eine intelligente Verknüp-
fung von Bildgebung (der «True Beam»
ist auch einComputertomograf) undBe-
strahlung erlaube es, Tumoren mit einer
Genauigkeit von weniger als einem Mil-
limeter zu lokalisieren, erklärte der Me-
dizinphysiker Stephan Klöck. Robotik-
elemente führten ausserdem zum sofor-
tigen Unterbruch der Bestrahlung, so-
bald sich der Patient bewege. Das ge-
sunde Gewebe werde dadurch bestmög-
lich geschont.

Das ist wichtig und noch immer eine
der grössten Herausforderungen bei
Bestrahlungen. Weil Krebsgeschwüre
meist komplizierte Formen haben, müs-
sen sie für ein optimales Resultat aus
verschiedenen Richtungen bestrahlt
werden («Kreuzfeuer»). Das bringt es
mit sich, dass auch die Umgebung des
Tumors Strahlung abbekommt. Die
grösste Intensität sollte dabei aber mög-
lichst exakt auf das Tumorgewebe fal-
len. Dies gelingemit dem rund 7 Tonnen
schweren und 3 Millionen Franken teu-
ren «True Beam» besser als mit älteren
Geräten, so Lütolf.

Grosse Umbauarbeiten
Die Anschaffung des neuen Bestrah-
lungsgeräts markiert den Schlusspunkt
eines auch mit grossen Umbauarbeiten
verbundenen Projekts zur Verbesse-
rung des radioonkologischen Therapie-
angebots am USZ. Im Rahmen dieses
Projekts habe man auch andere Be-
strahlungsgeräte wie das «Cyber Knife»
evaluiert, sagte Lütolf. Dass man dem
«True Beam» denVorzug gegeben habe,
hänge damit zusammen, dass dieses Ge-
rät nicht nur bei kleinen Tumoren an
heiklen Stellen, sondern viel breiter ein-
setzbar sei.

Seit Mitte März werden im USZ die
weltweit ersten Patienten damit be-
strahlt. Vorerst kommt das Gerät vor
allem bei Tumoren imGehirn undKopf-
Hals-Bereich zur Anwendung. Geplant
sind aber auch klinische Studien zu
anderen Krebsarten. Das ist wichtig,
weiss man doch noch nicht genau, wie
sich die technischen Vorteile des Geräts
auf den Behandlungserfolg auswirken.

Die Veranstaltung im USZ hat auch
deutlich gemacht, unter welchem Kon-
kurrenzkampf die Spitzenmedizin heute
steht. So wird erst auf Nachfrage be-
kannt, dass am Inselspital Bern ab
Herbst ebenfalls ein «True Beam»-Ge-
rät stehen wird. Und auch das Kantons-
spital Winterthur hat eines bestellt.

Start zum nächsten Ausbau des Bahnnetzes
Die Zürcher Regierung beantragt 336,6 Millionen Franken für die 4. Teilergänzungen der S-Bahn

Die S-Bahn soll bis 2018 in drei
Etappen für eine Milliarde Fran-
ken erweitert werden. Die regio-
nalen Ergänzungen zur Zürcher
Durchmesserlinie (DML) kosten
den Kanton abzüglich eines noch
offenen Bundesbeitrags am Ende
gut 200 Millionen Franken.

Stefan Hotz

Die Zürcher S-Bahn ist auch ein Opfer
ihres eigenenErfolgs. Seit der Inbetrieb-
nahme vor bald 20 Jahren haben sich die
Passagierzahlen insgesamt mehr als ver-
doppelt. Auf einzelnen Korridoren,
etwa ins Zürcher Unterland und Ober-
land, sind die Frequenzen dreimal so
hoch wie 1989. Die Folgen sind Eng-
pässe im Schienennetz und für immer
mehr Pendler nur noch Stehplätze in
den Hauptverkehrszeiten. Mit dem Bau
der zweiten Zürcher Durchmesserlinie
wird bis 2015 die Leistungsfähigkeit des
wichtigsten Schweizer Bahnknotens
deutlich erhöht. Eine nötige Konse-
quenz daraus sind gezielte Ausbauten
des S-Bahn-Netzes in den verschiede-
nen Regionen des Kantons Zürich und
teilweise darüber hinaus. Nur mit diesen
4. Teilergänzungen kann die DML auch
betrieblich sinnvoll und möglichst effi-
zient genutzt werden.

Streit ums Geld
AmDonnerstag hat der Zürcher Regie-
rungsrat seinen Antrag an den Kantons-
rat zu diesem «Ergänzungspaket» ver-
öffentlicht. Es ist insgesamt 1045,7 Mil-
lionen Franken schwer und soll in drei
Etappen bis 2018 realisiert sein. Finan-
ziert wird es aus verschiedenen Töpfen.
Der Bund hat sämtliche Ausbauten der
4. Teilergänzungen als Teil des Zürcher
Agglomerationsprogramms akzeptiert,
was eineMitfinanzierung aus dem Infra-
strukturfonds ermöglicht. Allerdings
schlägt er lediglich einen Beitragssatz
von 35 Prozent vor, während Zürich auf
das Abkommen zur Vorfinanzierung
der DML pocht, gemäss dem ein Satz

von 40 Prozent ausgemacht war. Wie
dem auch sei: Da der Bund noch keine
Beschlüsse gefasst hat, beantragt die
Regierung einen Bruttokredit von 336,6
Millionen Franken. Dieser wird sich je
nachdem noch um einen Bundesbeitrag
von 134 oder, wohl eher, 117 Millionen
Franken reduzieren.

Die 4. Teilergänzungen, eine Vielzahl
von Einzelmassnahmen, kommen fast
allen Linien der S-Bahn zugute. Sie er-
möglichen denHalbstundentakt im gan-
zen Kantonsgebiet und den Viertelstun-
dentakt auf allen Strecken im Nah-
bereich der Stadt Zürich sowie in weiter
entfernten, nachfragestarken Bahnhö-
fen. Aber nicht überall erhöht sich das
Angebot. Der Bahnhof Wipkingen
etwa, mitten in einem Wohnquartier,
wird ab 2013 nur noch zweimal pro
Stunde von der neuen S 24 (Zug–Oerli-
kon) bedient. Das sei nicht optimal,
räumt ZVV-Verkehrsplaner Dominik
Brühwiler auf Anfrage ein, aber eine
Konsequenz daraus, dass die S-Bahn
künftig zwischen dem Hauptbahnhof
undOerlikon vor allem durch denWein-
bergtunnel fahre. Offen ist noch, ob die
direkte, stündliche Verbindung zwi-
schen Dietikon und dem Flughafen, der
sogenannte «Flugzug», bleibt.

Sehr enger Zeitplan
Ein Schwerpunkt liegt im Bahnkorridor
nach Winterthur. Das Angebot ist hier
eng mit dem geplanten Ausbau im Rah-
men derBundesprogrammeHGV(«An-
schluss an das europäische Hochge-
schwindigkeitsnetz») und ZEB («zu-
künftige Entwicklung der Bahnprojek-
te») verknüpft. Für ZEB fliessen die
Mittel, abhängig vom Baufortschritt der
Neat, frühestens ab 2015. «Aus heutiger
Sicht», heisst es im Antrag der Regie-
rung, sollten dieMittel des Bundes recht-
zeitig zur Verfügung stehen. Gregor
Saladin, Sprecher des Bundesamtes für
Verkehr, erklärte auf Anfrage, die ersten
Tranchen von ZEB-Geldern seien für
diesen Abschnitt vorgesehen. Dafür,
dass dort der Ausbau 2018 fertig sein
soll, was erst den Halbstundentakt im
Tösstal erlaubt, wird dieZeit aber knapp.
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Etappenziele für 2013, 2015 und ungefähr 2018
sho. V Die Umsetzung der 4. Teilergän-
zungen erfolgt in drei Schritten. 1. Etap-
pe ist die Eröffnung der DMLNord–Süd
(Oerlikon–Wiedikon) samt Weinberg-
tunnel Ende 2013. Sie erlaubt am linken
Seeufer ein neues Fahrplankonzept. Die
S 2 bildet dann mit dem neu stündlichen
Glarner Sprinter und dem Interregio
einen schnellen Viertelstundentakt. Die
neue S 24 verkehrt vorerst bis Oerlikon,
die S 14 aus dem Oberland durch den
Weinbergtunnel. Die 2. Etappe folgt
Ende 2015 mit dem Westast der DML
nach Altstetten. Zur Optimierung der
Direktverbindungen kommt es zu einem
Linienabtausch: S 5 und S 14 führen neu
ins Knonauer Amt, S 9 und S 15 dafür ins

Zürcher Unterland. Die neue S 19 fährt
vonDietikon nach Effretikon und zu den
Hauptverkehrszeiten bis nach Pfäffikon
(ZH). In den Spitzenstunden entlasten
auch die neuen Linien S 20 und S 21 die
Verbindungen nach Stäfa bzw. Regens-
dorf. Der Ausbau von Effretikon nach
Winterthur (noch ohne durchgehend
vier Spuren) erlaubt als 3. Etappe unge-
fähr ab 2018 den durchgehenden Viertel-
stundentakt von S 12 und S 11 ohne Halt
zwischen Winterthur und Stettbach so-
wie den Halbstundentakt ins Tösstal und
nach Stein am Rhein. Diese und weitere
Verdichtungen im Fahrplan werden er-
gänzt durch die Auslieferung von neuen
Doppelstockzügen.

Vergiftete Böden
im Gartenareal Hard
Aufruhr unter Hobbygärtnern

tox. V Bei den Pächtern im Familiengar-
tenareal Hard in der Nähe des Zürcher
Letzigrundstadions herrscht dicke Luft.
Einerseits befürchten sie den Verlust
ihrer Gärten, weil die Stadt andere
Pläne für das Areal hegt. Noch grösser
geworden ist ihr Ärger aber, seit die
Stadt ihnen Ende März mitgeteilt hat,
die östliche Arealhälfte sei so stark mit
Schadstoffen belastet, dass Kinder das
Gelände nicht mehr betreten dürften.
Auch Gemüse solle nicht mehr ange-
baut werden. Die Stadt wolle die Gär-
ten per Ende Oktober 2010 kündigen.

Die Gemeinderäte Hans Bachmann
(fdp.) und Ruth Anhorn (svp.) haben
jetzt im Rat Vorstösse eingereicht, in
denen sie das Vorgehen der Stadt scharf
kritisieren. In den letzten Jahren seien
in der Nähe der Gärten grosse Bauten
entstanden, etwa eine neue Dreifach-
turnhalle. Dabei seien Altlasten zum
Vorschein gekommen. Der Stadtrat
müsse also schon vor Jahren gewusst
haben, dass das ganzeAreal belastet sei.
Gleichwohl habe man die Familiengär-
ten nicht saniert. Lukas Handschin,
Sprecher von Grün Stadt Zürich, hält
dem entgegen, die Stadt habe nicht ge-
wusst, dass auch die oberste Humus-
schicht mit polyzyklischen aromati-
schen Kohlewasserstoffen belastet sei.
Zur Zukunft des Areals sagte er, der
früher geplante Stadtpark sei definitiv
vom Tisch. Hingegen werde nun ein
Projekt unter dem Titel Setzkasten be-
schleunigt. Dabei werde die Zukunft
des Areals gemeinsam mit den Garten-
pächtern erarbeitet. Das Ziel sei es,
künftig mehr als 30 Pächter vom knap-
pen Grünraum profitieren zu lassen.

FDP-Basis will am Bankgeheimnis festhalten
Mitgliederbefragung stützt die Position der Kantonalpartei zur Finanzmarktstrategie

Die FDP-Basis hält grundsätz-
lich an der Unterscheidung zwi-
schen Steuerhinterziehung und
Steuerbetrug fest. Doch auch
eine Deklarationspflicht für aus-
ländische Neukunden findet
Sympathie. Das zeigt eine Befra-
gung der Zürcher Kantonalpartei.

rib. V In der Debatte um das Bank-
kundengeheimnis waren von FDP-Ex-
ponenten in den vergangenen Wochen
verschiedene Positionen zu vernehmen.
Während sich freisinnige Exekutivpoli-
tiker wie Finanzdirektorin Ursula Gut
oder der Stadtzürcher Finanzvorstand
Martin Vollenwyder für eine Modifika-
tion des Bankgeheimnisses aussprachen
und der Präsident der FDP Schweiz,
Fulvio Pelli, den Entwurf zu einer
«Weissgeldstrategie» präsentierte, hielt
der Vorstand der Zürcher Kantonalpar-
tei am Bankgeheimnis fest. In den
nächsten Tagen geht die parteiinterne
Meinungsfindung in die letzte Runde:
Heute Freitag bezieht die Konferenz
der kantonalen Parteipräsidenten Posi-
tion, und Ende nächster Woche legt die
Delegiertenversammlung in Bern die
Haltung der FDP Schweiz fest.

Um zu erfahren, wo im Konzert der
freisinnigen Stimmen die Parteibasis
steht und ob sie sich in den Positionen
der Parteileitung wiedererkennt, hat die
FDP des Kantons Zürich eine Mitglie-
derbefragung durchgeführt. Deren Re-
sultate hat Parteipräsident Beat Walti
am Donnerstagabend an einer Dele-
giertenversammlung in Zürich präsen-
tiert. Rund 9700 Fragebogen waren im

März verschickt worden. Darauf seien
trotz einer sehr kurzen Einreichefrist
rund 1300 Rückmeldungen eingegan-
gen, sagte Walti. Das zeige deutlich,
dass das Thema die Partei beschäftige.

Das Resultat der Befragung fällt klar
aus. Rund 56 Prozent der Parteimitglie-
der, die sich geäussert haben, wollen an
der Unterscheidung zwischen Steuer-
hinterziehung und Steuerbetrug im In-
land festhalten, die Hinterziehung also
nicht kriminalisieren. 23 Prozent halten
allerdings die Einführung eines Straftat-
bestandes für schwere Fälle von Hinter-
ziehung für sinnvoll; 21 Prozent wollen
die Unterscheidung ganz aufheben.

Noch deutlicher ist das Ergebnis in
Bezug auf die Frage nach einer stärke-
ren Kontrolle bei der Entgegennahme
ausländischer Kundengelder. Mehr als
90 Prozent der Umfrageteilnehmer leh-
nen eine Kontrollfunktion der Banken
ab und wollen das geltende Recht im
Grundsatz beibehalten. Etwas mehr als

die Hälfte von ihnen befürworten hin-
gegen für Neukunden aus dem Ausland
die Einführung einer Pflicht zur Selbst-
deklaration. Nur 7 Prozent sind der
Meinung, die Banken sollten verpflich-
tet werden, abzuklären, ob ausländische
Neugelder versteuert werden.

Das Resultat der Befragung bestätigt
in denGrundzügen die Position des Par-
teivorstands. Die Umfrage zeige den
Willen der FDP-Basis zu einem starken,
sauberen Finanzplatz Schweiz, betonte
Beat Walti. Die FDP habe kein Inter-
esse an unversteuerten Geldern auf
Schweizer Banken. Sie erwarte von den
Banken saubere Geschäftspraktiken;
Missbrauch müsse geahndet werden.
Anderseits aber, sagte Walti, seien die
Eigenverantwortung des Kunden und
der Schutz der Privatsphäre hohe Gü-
ter, die man nicht preisgeben dürfe. Das
seien letztlich die Positionen, die die
Zürcher FDP im letzten Sommer ge-
fasst habe und weiter vertreten werde.

ANZEIGE
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Ja zum Gegenvorschlag für Kinderbetreuung
rib. V Die FDP unterstützt den Gegen-
vorschlag zur kantonalen Volksinitiative
«Kinderbetreuung Ja», die am 13. Juni
zur Abstimmung kommt. Die Delegier-
ten der Kantonalpartei haben diese Pa-
role mit 90 zu 20 Stimmen beschlossen.
Die Volksinitiative selbst, die von SP,
Grünen und Gewerkschaften lanciert
worden war, wurde ohne Gegenstimme
abgelehnt. Sie sieht vor, dass der Kanton
in Zusammenarbeit mit Gemeinden und
Privaten ein bedarfsgerechtes Angebot
an familienergänzenden Betreuungsmög-
lichkeiten für Kleinkinder, Kinder und

Jugendliche bis zum Ende der obligatori-
schen Schulzeit gewährleistet. Die Forde-
rung, der Kanton solle für Betreuungs-
plätze sorgen und diese mitfinanzieren,
gehe zu weit, sagte Kantonsrätin Regine
Sauter. Der Gegenvorschlag, der nur Ge-
meinden und Private in die Pflicht neh-
men will, siedle die Verantwortlichkeit
auf der richtigen Ebene an, lasse den Ge-
meinden genug Freiheit und biete trotz-
dem Gewähr für eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Diese sei ein
Verfassungsauftrag und ein wichtiger
Standortfaktor für den Kanton Zürich.


